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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 20. März 1995 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Republik Polen 

über den Autobahnzusammenschluß 

sowie über den Bau und den Umbau einer Grenzbrücke 

im Raum Forst und Erlenholz (Olszyna) 


A. Zielsetzung 

Bau und Umbau einer grenzüberschreitenden Autobahnbrücke über 
die Neiße im Raum Forst und Erlenholz für den Zusammenschluß der 
Bundesautobahn A 15 in Richtung Osten mit der polnischen Autobahn 
A 12 in Richtung Westen. 

B. Lösung 

Das am 20. März 1995 Unterzeichnete Abkommen trifft die erforder- 
lichen Regelungen. Mit dem vorgelegten Vertragsgesetz sollen die 
verfassungsrechtlichen Voraussetzungen nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes für die Ratifikation des Abkommens geschaffen 
werden. 

C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine wesentlichen Auswirkungen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (323) - 900 01 - De 13/95 (NA 3) Bonn, den 19. Oktober 1995 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 20. März 1 995 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Polen über den Autobahnzusammen- 
schluß sowie über den Bau und den Umbau einer Grenzbrücke im Raum Forst 
und Erlenholz (Olszyna) mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 689. Sitzung am 13. Oktober 1995 gemäß Arti- 
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 20. März 1995 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 
über den Autobahnzusammenschluß 
sowie über den Bau und den Umbau einer Grenzbrücke 
im Raum Forst und Erlenholz (Olszyna) 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Warschau am 20. März 1995 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über den Autobahnzusam- 
menschluß sowie über den Bau und den Umbau einer Grenzbrücke im Raum 
Forst und Erlenholz (Olszyna) sowie dem dazugehörigen Protokoll vom selben 
Tage wird zugestimmt. Das Abkommen und das Protokoll werden nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Auf die in Artikel 9 Abs. 1 des Abkommens bezeichneten Umsätze findet 
polnisches Waren- und Dienstleistungssteuerrecht Anwendung. Für diese Um- 
sätze wird keine deutsche Umsatzsteuer erhoben. 

(2) Für die in Artikel 9 Abs. 2 Satz 1 des Abkommens genannten Waren werden 
außer Zöllen keine Einfuhrabgaben erhoben. Dies gilt nicht bei der Einfuhr für die 
öffentlichen Bauverwaltungen. 

(3) Die in Artikel 9 des Abkommens vorgesehenen steuerlichen Bestimmungen 
sind mit Wirkung vom 21. März 1995 anzuwenden. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 15 Abs. 2 sowie das 
Protokoll in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, weil das Abkom- 
men Steuern berührt, deren Aufkommen den Ländern oder 
Gemeinden ganz oder zum Teil zufließt. 


Zu Artikel 2 

Absatz 1 sieht die ausschließliche Anwendung des polni- 
schen Waren- und Dienstleistungssteuerrechts im gesam- 
ten Baustellenbereich auf dem Hoheitsgebiet der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Polen vor. Damit 
wird dem Umstand Rechnung getragen, daß die Republik 
Polen nach Artikel 2 des Abkommens die Planung und 
Bauausführung übernimmt. Gleichzeitig wird durch die 
Anwendung eines einheitlichen Steuerrechts die Bauaus- 
führung erleichtert. 

Absatz 2 sieht vor, daß insbesondere auf die Erhebung 
von Einfuhrumsatzsteuer verzichtet wird. Damit sollen 
praktische Schwierigkeiten für Unternehmer und Verwal- 
tung vermieden werden. Es handelt sich lediglich um eine 
steuertechnische Vereinfachung im Rahmen einer örtlich 
beschränkten Einzelmaßnahme, nicht um eine materielle 
Vergünstigung. Würde die Einfuhrumsatzsteuer erhoben, 
könnte sie von den bauausführenden Unternehmern in 
voller Höhe als Vorsteuer abgezogen werden. Einfuhren 
für die öffentlichen Bauverwaltungen (Endverbrauch) wer- 
den von der Regelung nicht erfaßt. 

Absatz 3 sieht vor, daß die steuerlichen Bestimmungen 
nach Artikel 9 des Abkommens mit Wirkung vom 21 . März 
1995 anzuwenden sind. Um eine baldige Verbesserung 
der Verkehrsbeziehungen und eine frühestmögliche 
Inbetriebnahme der Grenzbrücke zu ermöglichen, haben 
sich die Vertragsstaaten in Nummer 1 des Protokolls zu 
dem Abkommen darauf verständigt, mit den Bauarbeiten 
bereits nach Unterzeichnung des Abkommens und damit 
noch vor seinem Inkrafttreten zu beginnen. Um auch die 
Anwendung der steuerlichen Bestimmungen des Abkom- 
mens bereits ab Baubeginn sicherzustellen, ist die inner- 
staatliche Anwendung dieser Bestimmungen mit Wirkung 
vom 21. März 1995 vorgesehen. Grundsätze der Rechts- 
sicherheit und des Vertrauensschutzes stehen dieser rück- 
wirkenden Anwendung nicht entgegen. 


Zu Artikel 3 

Absatz 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen 
nach seinem Artikel 15 Abs. 2 sowie das Protokoll in Kraft 
treten, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Der auf die Bundesrepublik Deutschland entfallende 
Kostenanteil für die Ausführung des Straßenbauwerks 
(Straßenbrücke im Zuge einer Bundesfernstraße) wird 
nach Kostenstand 1995 auf ca. 2,2 Millionen DM ge- 
schätzt; er wird vom Bund als Baulastträger aus den 
Mitteln des Straßenbauplans getragen. Soweit die Verwal- 
tungskosten nicht von der Republik Polen getragen wer- 
den, trägt sie das Land Brandenburg im Rahmen der 
Auftragsverwaltung (Artikel 90 Abs. 2 des Grundgeset- 
zes). 

Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepublik 
Deutschland zur Vereinfachung der Besteuerung der mit 
dem Bau und Umbau der Grenzbrücke zusammenhängen- 
den Umsätze in gewissem Umfang auf die Erhebung von 
Umsatzsteuer (= Verzicht auf Umsatzsteuermehreinnah- 
men). Diesen Mindereinnahmen stehen jedoch Mehrein- 
nahmen aus vergleichbaren Abkommen mit der Republik 
Polen gegenüber, in denen das Umsatzbesteuerungsrecht 
der Bundesrepublik Deutschland zugewiesen wurde (Ab- 
kommen vom 29. Juli 1992 über den Autobahnzusammen- 
schluß und den Bau von Grenzabfertigungsanlagen für 
den neuen Grenzübergang im Raum Görlitz und Zgorze- 
lec; Abkommen vom 23. April 1993 über den Autobahnzu- 
sammenschluß im Raum Frankfurt/Oder und Schwetig). 
Die Höhe der Mehr- oder Mindereinnahmen läßt sich nicht 
schätzen; es ist jedoch zu erwarten, daß sich diese Mehr- 
und Mindereinnahmen weitgehend ausgleichen. 

Im Wirtschaftsbereich sind in Einzelfällen auf regionaler 
Ebene geringfügige Preisanhebungen nicht völlig auszu- 
schließen; sie lassen sich im voraus jedoch nicht quantifi- 
zieren. Bei der für Straßenbauwerke hier relativ geringen 
Auftragssumme von ca. 1 1 Millionen DM (geschätzt nach 
Kostenstand 1995) und angesichts des Gesamtumsatz- 
volumens im Marktsegment Baustoffe und Bauleistungen 
sind überregionale gesamtwirtschaftliche Auswirkungen 
auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf 
das Verbraucherpreisniveau, durch die Nachfrage nach 
den hier vornehmlich benötigten Gütern Beton, Betonstahl 
sowie Spannstahl nicht zu erwarten. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 
über den Autobahnzusammenschluß 
sowie über den Bau und den Umbau einer Grenzbrücke 
im Raum Forst und Erlenholz (Olszyna) 

Umowa 

miqdzy Republik^ Federaln^ Niemiec 
i Rzecz^pospolitci Polsk^ 
o paTqczeniu autostrad 

oraz o budowie i przebüdowie mostu granicznego 
w rejonie Forstu i Olszyny 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Polen - 

von dem Wunsch geleitet, den Straßenverkehr zwischen den 
beiden Staaten und den Durchgangsverkehr durch ihre Hoheits- 
gebiete in Übereinstimmung mit dem Vertrag vom 17. Juni 1991 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Polen über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammen- 
arbeit zu erleichtern - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Gegenstand des Abkommens 

(1) Die deutsche Autobahn A 15 in Richtung Osten und die 
polnische Autobahn A 12 in Richtung Westen sollen im Raum 
Forst und Erlenholz (Olszyna) ausgebaut werden. 

(2) Zu diesem Zweck wird im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland und im Hoheitsgebiet der Republik Polen die Auto- 
bahnbrücke über die Neiße (Grenzbrücke) für die Fahrtrichtung 
Breslau-Berlin neu errichtet und in Fahrtrichtung Berlin-Breslau 
umgebaut. 

(3) Die Vertragsstaaten streben an, die in Absatz 2 genannten 
Bauvorhaben im deutschen und polnischen Hoheitsgebiet im Jahr 
1998 fertigzustellen. 

Artikel 2 

Planung und Bauausführung 

(1) Die Republik Polen übernimmt die 

a) Vermessung, 

b) Planung und Entwurf, 

c) Ausschreibung, 

d) Auftragsvergabe, 

e) Prüfung der Ausführungsunterlagen, 

f) Bauüberwachung und 

g) Prüfung der Abrechnung der vertraglichen Leistungen 

für die Grenzbrücke jeweils nach Herstellung des Einvernehmens 
mit der Bundesrepublik Deutschland. 


Republika Federalna Niemiec 
i 

Rzeczpospolita Polska 

kieruj^ siq zyczeniem usprawnienia ruchu drogowego miqdzy 
obydwoma Paristwami oraz w tranzycie przez terytorium obydwu 
Panstw, zgodnie z traktatem miqdzy Republik^ Federalnq 
Niemiec a Rzecz^pospolit^ Polsk$ o dobrym s$siedztwie i przyja- 
znej wsp&Kpracy z dnia 17 czerwca 1991 r. 


postanowiiy, co nastqpuje: 

Artykur 1 
Przedmiot Umowy 

1 . Polska autostrada A 1 2 w kierunku zachodnim i niemiecka 
autostrada A 15 w kierunku wschodnim powinny byc rozbudowane 
w rejonie Forstu i Olszyny. 

2. W tym celu na terytorium Republiki Federalnej Niemiec i na 
terytorium Rzeczypospolitej Polskiej wybudowany zostanie nowy 
most autostradowy dla kierunku jazdy z Wrocfawia do Berlina, 
oraz przebudowany zostanie autostradowy most graniczny przez 
rzekq Nysq dla kierunku jazdy z Berlina do Wrocfawia. 

3. Umawiaj^ce siq Strony d^z^ f aby przedsi^wzigcia budowla- 
ne wymienione w ustgpie 2 zostaJy zakoriczone na terytorium 
niemieckim i polskim w 1 998 r. 

Artykuf 2 

Planowanie i wykonawstwo 

1. Rzeczpospolita Polska przejmie wykonanie: 

a) prac pomiarowych, 

b) prac planistycznych i projektowych, 

c) ogfoszenia przetargu, 

d) zlecenia roböt budowlanych, 

e) sprawdzenia dokumentacji wykonawczej, 

f) sprawowania nadzoru budowlanego, 

g) sprawdzenia rozliczenia prac zleconych umowami 

dotycz^cych mostu granicznego, kazdorazowo w porozumieniu z 
Republik^ Federalnq Niemiec. 
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(2) Für den Bau und den Umbau der Grenzbrücke werden die 
beauftragten Unternehmer im Bauvertrag verpflichtet, getrennte 
Rechnungen zu erstellen für 

- die Widerlager und Pfeiler auf dem Hoheitsgebiet jedes Ver- 
tragsstaats und 

- die Brückenüberbauten einschließlich derjenigen Leistungen, 
die nur für das gesamte Bauwerk erbracht werden können, 
nach dem Verhältnis der Längenanteile der Grenzbrücke, ge- 
messen in Brückenachse zwischen den Auflagerachsen und 
der Grenze zwischen den Hoheitsgebieten der Vertragsstaa- 
ten. 

(3) Die Grenzbrücke wird nach den in der Republik Polen 
geltenden Normen und Vorschriften des Bauwesens geplant, 
ausgeführt und abgenommen. Die T ragfähigkeit der Grenzbrücke 
nach der deutschen Norm DIN 1072 wird durch Vergleichsrech- 
nung geprüft. Das Bundesministerium für Verkehr stellt der polni- 
schen Seite den Text dieser Norm zur Verfügung. Für einzelne 
Bauteile können die Vertragsstaaten die Anwendung deutscher 
Normen und Vorschriften vereinbaren. 

Artikel 3 
Grunderwerb 

Jeder Vertragsstaat sorgt dafür, daß auf seinem Hoheitsgebiet 
die für den Bau und den Umbau der Grenzbrücke dauernd oder 
zeitweilig erforderlichen Grundstücke rechtzeitig zur Verfügung 
stehen. 

Artikel 4 

Abnahme 

Die Abnahme der Bauleistungen wird von den zuständigen 
Verwaltungen der beiden Vertragsstaaten nach dem bei öffentli- 
chen Bauaufträgen angewendeten polnischen Recht in Anwesen- 
heit der beauftragten Unternehmer vorgenommen. 

Artikel 5 

Erhaltung 

Die Erhaltung (Unterhaltung, Instandsetzung und Erneuerung) 
der Grenzbrücke sowie die Reinigung und der Winterdienst auf 
der Grenzbrücke wird von den Vertragsstaaten gesondert gere- 
gelt. 

Artikel 6 
Kosten 

(1) Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten für den Grunderwerb, 
den Bau und den Umbau der Grenzbrücke sowie die Kosten für 
die in Artikel 2 Absatz 1 genannten Tätigkeiten, soweit die Grenz- 
brücke auf seinem Hoheitsgebiet liegt. Bei der Aufteilung der 
Kosten ist die polnische Waren- und Dienstleistungssteuer nicht 
zu berücksichtigen. Diese Steuer wird allein von der Republik 
Polen getragen. Die Kosten für die in Artikel 2 Absatz 1 genannten 
Tätigkeiten werden mit 10 vom Hundert der Bau- und Umbauko- 
sten ohne die polnische Waren- und Dienstleistungssteuer be- 
rücksichtigt. 

(2) Die vorhandenen Unterlagen für die erforderlichen Planun- 
gen und für den Entwurf der Grenzbrücke werden gegenseitig 
kostenlos zur Verfügung gestellt, insbesondere Vermessungsun- 
terlagen und Baugrunduntersuchungen. 

Artikel 7 

Zahlungen 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland erstattet der Republik Po- 
len den von ihr zu tragenden Anteil der Abschlagszahlungen, die 
entsprechend dem Baufortschritt an die Auftragnehmer geleistet 
werden. 


2. Przy budowie i przebudowie mostu granicznego przed- 
si^biorstwa realizuj^ce zlecenie zostanq zobowiqzane w Umowie 
o robotach budowlanych do wystawiania oddzielnych rachunköw 
za wykonanie: 

- przyczölköw i filaröw na terytorium kazdej z Umawiajqcych siQ 
Stron, 

- görnych elementöw mostu J^cznie z tymi pracami, ktöre mogq 
byö wykonane tylko dla catego obiektu budowlanego, odpo- 
wiednio do dtegosci cz^sci mostu granicznego mierzonych 
wzdtez osi mostu miqdzy osiami skrajnych podpör, a granicq 
miqdzy terytoriami Umawiajqcych si$ Stron. 

3. Most graniczny b^dzie projektowany, wykonany i odebrany 
wedJüg norm i przepisöw budowlanych obowiqzujqcych w Rze- 
czypospolitej Polskiej. Noänosc mostu granicznego zostanie spra- 
wdzona wedteg niemieckiej normy DIN 1072 przez przeprowa- 
dzenie obliczeri poröwnawczych. Federalne Ministerstwo Komuni- 
kacji Republiki Federalnej Niemiec udost^pni stronie polskiej tekst 
tej normy. Dia pojedynczych elementöw budowlanych Umawiaj^- 
ce si§ Strony mog^ uzgodniö zastosowanie niemieckich norm i 
przepisöw. 

Artykuf 3 

Pozyskanie gruntöw 

Kazda z Umawiajqcych s\q Stron zadba, aby na jej terytorium 
zostajy w odpowiednim czasie przekazane do dyspozycji, na 
state lub na czas okreslony, niezb^dne tereny dla budowy i 
przebudowy mostu granicznego. 

Artykuf 4 
Odbiör 

Odbiör roböt budowlanych dokonywany b^dzie przez wtesciwe 
administracje obydwu Umawiajqcych si$ Stron, w obecnosci 
przedsiqbiorstw realizujqcych zlecenia, wedteg prawa polskiego 
stosowanego w umowach dotyczqcych roböt budowlanych. 

Artykur 5 

Utrzymanie 

Zasady utrzymania (utrzymanie biez^ce i odnowa) mostu gra- 
nicznego jak röwniez oczyszczanie i utrzymanie zimowe na mos- 
cie granicznym zostanq uregulowane oddzielnie przez Umawiajq- 
ce si§ Strony. 

Artykuf 6 
Koszty 

1 . Kazda z Umawiajqcych si$ Stron ponosi koszty pozyskania 
gruntöw, budowy i przebudowy mostu granicznego jak röwniez 
koszty czynnosci wyszczegölnionych w art. 2 ust. 1 , dla tej czqsci 
mostu, ktöra znajduje si§ na jej terytorium. Przy podziale tych 
kosztöw nie nalezy uwzgl^dniaö polskiego podatku od towaröw i 
usteg. Podatek ten b^dzie obci^za7 wyJ'qcznie Rzeczpospolitq 
Polskq. Koszty czynnosci wyszczegölnionych w art. 2 ust. 1 b$dq 
wynosliy 10 % kosztöw budowy i przebudowy mostu bez uwzglQ- 
dnienia polskiego podatku od towaröw i usteg. 

2. Istniej^ca dokumentacja niezb^dna do planowania i projekto- 
wania mostu granicznego zostanie bezptetnie przekazana wza- 
jemnie do dyspozycji. W szczegölnosci chodzi tu o dokumentacja 
geodezyjn^ oraz badania gruntu. 

Artykur 7 

Ptetnosci 

1. Republika Federalna Niemiec b^dzie przekazywate Rzeczy- 
pospolitej Polskiej przypadajqce na niq cz^sci ptetnosci zaliczko- 
wych dotyczqcych mostu granicznego, ktöre dokonywane b$dq 
na rzecz zleceniobiorcöw odpowiednio do postqpu prac budo- 
wlanych. 
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(2) Die Republik Polen wird der Bundesrepublik Deutschland 
zwei Monate im voraus den geschätzten Finanzbedarf für die 
Abschlagszahlungen mitteilen und sie dabei über den Stand der 
Auszahlungen durch Übersichten unterrichten, in welchen die 
Hohe und der Zeitpunkt der Auszahlungen ausgewiesen wer- 
den. 

(3) Die Bundesrepublik Deutschland zahlt den Rest ihres 
Kostenanteils nach Schlußabnahme und Abrechnung. 

(4) Alle Zahlungen der Bundesrepublik Deutschland erfolgen in 
Deutscher Mark. 

(5) Bei Meinungsverschiedenheiten dürfen die unstreitigen Be- 
träge nicht zurückgehalten werden. 

(6) Die Bundesrepublik Deutschland erhält Zweitstücke der 
Bauverträge, der Bestellurkunden und der festgestellten Abrech- 
nungsunterlagen. 

Artikel 8 
Betretungsrecht 

(1) Die beim Bau und Umbau der Grenzbrücke beauftragten 
Beschäftigten jedes Vertragsstaats wie auch alle anderen am Bau 
und Umbau beteiligten Staatsangehörigen der Vertragsstaaten 
und der für die Republik Polen visafreien Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union dürfen zur Wahrnehmung dieser Aufgabe die 
Grenze im Bereich der Baustelle für die Grenzbrücke überschrei- 
ten und sich auf dem Teil der Baustelle aufhalten, der im Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaats liegt, ohne daß sie dafür einer 
Aufenthaltsgenehmigung bedürfen. Angehörige anderer Staaten, 
die beim Bau und Umbau der Grenzbrücke beschäftigt sind, 
dürfen die Grenze im Bereich der Baustelle überschreiten, wenn 
sie die nach dem Recht der Vertragsstaaten erforderlichen Doku- 
mente und Erlaubnisse mit sich führen. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Beschäftigten und die anderen im 
gleichen Absatz genannten Personen müssen ein von beiden 
Vertragsstaaten anerkanntes Dokument mit sich führen, das zum 
Übertritt über die Grenze zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Republik Polen berechtigt. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Beschäftigten und die anderen im 
gleichen Absatz genannten beschäftigten Personen unterliegen 
den polnischen Rechtsvorschriften über die Erteilung einer Ar- 
beitserlaubnis an ausländische Staatsangehörige, unabhängig 
davon, ob sie Arbeiten in dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland oder der Republik Polen ausführen. 

(4) Jeder der Vertragsstaaten wird Personen, die unter Verlet- 
zung dieses Abkommens in das Hoheitsgebiet des anderen 
Staats gelangt sind, jederzeit formlos rückübernehmen. 

(5) Einzelfragen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ord- 
nung im Baustellenbereich der Grenzbrücke werden von den 
örtlich zuständigen Grenzbehörden einvernehmlich geregelt. 

(6) Diese Bestimmungen gelten solange und soweit keine ge- 
sonderten Vereinbarungen zwischen den Vertragsstaaten über 
das Überschreiten der Grenze getroffen werden. 

Artikel 9 

Steuerliche Bestimmungen 

(1) Auf die Lieferungen von Gegenständen und die sonstigen 
Leistungen, die im Zusammenhang mit dem Bau und Umbau der 
Grenzbrücke bewirkt werden, ist das polnische Waren- und 
Dienstleistungssteuerrecht anzuwenden. Für diese Umsätze wird 
keine deutsche Umsatzsteuer erhoben. 

(2) Für Waren, die aus dem Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats 
in das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats eingeführt wer- 
den, werden mit Außnahme von Zöllen keine Einfuhrabgaben 
erhoben, soweit die Waren zum Bau oder Umbau der Grenzbrük- 
ke verwendet werden. Dies gilt von Baubeginn an. Sicherheiten 


2. Rzeczpospolita Polska powiadamiaö bqdzie Republik^ Fede- 
raln$ Niemiec z dwumiesiqcznym wyprzedzeniem o szacunko- 
wym zapotrzebowaniu na srodki finansowe dla pfatnosci zaliczko- 
wych oraz informowac o stanie wypKat, przedstawiaj^c zesta- 
wienia, w ktörych wykazane bqdä wysokosci i daty wypTat, 

3. Republika Federalna Niemiec zapfäci resztq swego udziaKu 
w kosztach po odbiorze koricowym i rozliczeniu. 

4. Wszystkie pKatnosci Republiki Federalnej Niemiec dokony- 
wane bqdq w markach niemieckich. 

5. Powstanie rozbieznosci nie wstrzymuje p/atnosci kwot nie 
bqdäcych przedmiotem sporu. 

6. Republika Federalna Niemiec otrzyma kopie umöw budowla- 
nych, zamöwieri i potwierdzonych dokumentöw rozliczeniowych. 

ArtykuJT 8 

Prawo przekraczania granicy 

1. Pracownicy kazdej z Umawiajäcych siq Stron, zatrudnieni 
przy budowie i przebudowie mostu granicznego oraz wszyscy inni 
bior^cy udziaKw budowie i przebudowie obywatele Umawiajäcych 
siq Stron i obywatele paristw czKonkowskich Unii Europejskiej, 
ktöre z Rzecz^pospolit^ Polsk^ nie posiadajä obowiqzku wizo- 
wego, mogä dla realizacji tego zadania przekraczac granicq w 
rejonie placu budowy mostu granicznego oraz przebywaö na tej 
czqsci placu budowy, ktöra znajduje siq na terytorium drugiej 
Umawiajqcej siq Strony, bez koniecznoäci posiadania w tym celu 
zezwolenia na pobyt. Obywatele innych paristw, ktörzy s$ zatrud- 
nieni przy budowie i przebudowie mostu granicznego, mogq 
przekraczaö granicq w rejonie placu budowy, jesli posiadajq przy 
sobie dokumenty i pozwolenia wymagane wecUlig ustaleri Uma- 
wiajqcych s\q Stron. 

2. Osoby zatrudnione, o ktörych mowa w ustqpie 1 oraz inne 
osoby wymienione w tym ustqpie, musz 3 posiadac ze sobq doku- 
ment uprawniajqcy do przekraczania granicy miqdzy Republik^ 
Federalnq Niemiec a Rzecz^pospolitq Polsk^ uznany przez kaz- 
d$ z Umawiajäcych siq Stron. 

3. Pracownicy wymienieni w ustqpie 1 oraz inne zatrudnione 
osoby wymienione w tym ustqpie podlegajä polskim przepisom 
prawnym w zakresie uzyskiwania zezwoleri na pracq dla cudzo- 
ziemcöw, niezaleznie od tego, czy prace wykonywane bqdq na 
terytorium Republiki Federalnej Niemiec czy Rzeczypospolitej 
Polskiej. 

4. Kazda z Umawiajqcych siq Stron bqdzie zawsze i bez formal- 
nosci przejmowac osoby, ktöre wskutek naruszenia postanowieri 
niniejszej Umowy znalazty siq na terytorium drugiej Umawiajäcej 
siq Strony. 

5. Szczegö/owe zagadnienia dotyczqce utrzymania bezpie- 
czeristwa i porz^dku w rejonie placu budowy mostu granicznego 
zostan^ uregulowane przez w/asciwe miejscowe w/adze granicz- 
ne we wzajemnym porozumieniu. 

6. Niniejsze ustalenia bqd$ obowiäzywaty tak dfugo, dopöki 
Umawiajäce siq Strony nie zawr$ odrqbnych porozumieri doty- 
cz^cych przekraczania granicy. 

Artykuf 9 

Postanowienia podatkowe 

1. Dla dostaw towaröw i usJlig, ktöre dokonywane bqd 3 w 
zwi^zku z budowy i przebudow^ mostu granicznego nalezy sto- 
sowaö polskie prawo 0 podatku od towaröw i u&Kug. Od obrotöw 
tych nie bqdzie pobierany niemiecki podatek obrotowy. 

2. Za towary wwozone z terytorium jednej Umawiaj^cej s\q 
Strony na terytorium drugiej Umawiajäcej siq Strony nie bqd 3 
pobierane zadne optäty wwozowe za wyjätkiem op/at celnych, 
jezeli towary te bqdq uzyte do budowy oraz przebudowy mostu 
granicznego. Obowiqzuje to od czasu rozpoczqcia budowy. Gwa- 
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werden nicht verlangt. Satz 1 gilt nicht bei der Einfuhr von Waren 
für die öffentlichen Bauverwaltungen. 

(3) Die zum Bau oder Umbau der Grenzbrücke erforderlichen 
Waren unterliegen bei ihrer Einfuhr und Ausfuhr keinen Verboten 
und Beschränkungen. 

(4) Die zuständigen Steuer- und Zollbehörden beider Vertrags- 
staaten verständigen sich und leisten einander jede notwendige 
Information und Unterstützung bei der Anwendung ihrer Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften im Rahmen der Bestimmungen der 
Absätze 1 bis 3. Die Vertreter dieser Behörden sind berechtigt, 
sich auf der Baustelle für die Grenzbrücke aufzuhalten und dort 
die Maßnahmen im Rahmen der Bestimmungen der Absätze 1 bis 
3 zu treffen, die in ihren Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
vorgesehen sind. Im übrigen bleiben die jeweiligen Hoheitsrechte 
der Vertragsstaaten unberührt. 

(5) Unberührt bleibt das Abkommen vom 1 8. Dezember 1 972 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik 
Polen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie das 
dazugehörige Protokoll vom 18. Dezember 1972. 

Artikel 10 

Gemischte Kommission 

(1) Es wird eine deutsch-polnische Gemischte Kommission für 
den Bau und den Umbau der Grenzbrücke gebildet. Diese besteht 
aus den beiden Leitern der Delegationen und aus den von jedem 
Vertragsstaat zu den Sitzungen entsandten Mitgliedern. Die Ver- 
tragsstaaten teilen einander den Leiter ihrer Delegation in der 
Gemischten Kommission mit. Jeder Delegationsleiter kann die 
Kommission durch Ersuchen an den Leiter der anderen Delega- 
tion zu einer Sitzung unter seinem Vorsitz einberufen. Die Sitzung 
muß auf seinen Wunsch spätestens innerhalb eines Monats nach 
Zugang dieses Ersuchens stattfinden. 

(2) Die Gemischte Kommission hat die Aufgabe, grundsätzliche 
Fragen zu klären, die sich hinsichtlich des Baus und des Umbaus 
der Grenzbrücke ergeben, und den Vertragsstaaten Empfehlun- 
gen zu unterbreiten, insbesondere zur 

a) Gestaltung und zu den Abmessungen der Grenzbrücke, 

b) Feststellung des Umfangs der gemeinsamen Arbeiten, 

c) Prüfung des Bauwerksentwurfs und des Vergabevorschlags, 

d) Einigung über Zahlungen und Zahlungsmodalitäten, 

e) Abnahme des Bauwerks, 

f) Kostenteilung für den Bau und Umbau der Grenzbrücke, 

g) Übergabe und Übernahme* des Bauwerks, 

h) Auslegung oder Anwendung des Abkommens bei Streitigkei- 
ten. 

(3) Jede Delegation in der Gemischten Kommission kann sich 
von den zuständigen Verwaltungen des anderen Vertragsstaats 
die Unterlagen vorlegen lassen, die sie für notwendig erachtet, um 
die Beschlüsse der Kommission vorzubereiten. 

(4) Jeder Vertragsstaat kann zu den Sitzungen der Gemischten 
Kommission Experten einladen. 

(5) Die Gemischte Kommission faßt ihre Beschlüsse in gegen- 
seitigem Einvernehmen. 

Artikel 11 
Datenschutz 

Soweit aufgrund dieses Abkommens nach Maßgabe des 
Rechts des jeweiligen Vertragsstaats personenbezogene Daten 
übermittelt werden, gelten die Bestimmungen der Anlage zu die- 


rancje nie sq wymagane. Postanowienia zdania pierwszego nie 
obowiqzujq przy wwozie towaröw przeznaczonych dla publicz- 
nych administracji budowlanych. 

3. Towary potrzebne do budowy i przebudowy mostu graniczne- 
go nie podlegajq przy wwozie i wywozie zadnym ograniczeniom i 
zakazom. 

4. Wräsciwe wiädze podatkowe i celne obu Umawiajqcych siq 
Stron bqd q siq porozumiewac i przekazywac sobie wszelkie 
niezbqdne informacje oraz udzielac wzajemnie pomocy przy sto- 
sowaniu obowiqzujqcych ich przepisöw prawnych i administracyj- 
nych w ramach postanowieri ustqpöw od 1 do 3. Przedstawiciele 
tych wrädz bqdq uprawnieni do przebywania na placu budowy 
mostu granicznego i podejmowania tarn dziatäri w ramach posta- 
nowieri ustqpöw od 1 do 3, ktöre okreslono w ich przepisach 
prawnych i administracyjnych. Poza tym prawa suwerennosci 
Umawiajqcych siq Stron pozostajq nienaruszone. 

5. Nienaruszone pozostajq postanowienia Umowy z dnia 
18 grudnia 1972 r. miqdzy Republik^ Federalnq Niemiec a Poiskq 
Rzeczqpospolitq Ludowq, w sprawie zapobiezenia podwöjnemu 
opodatkowaniu w zakresie podatköw od dochodu i majqtku oraz 
Protokoll! do tej Umowy z dnia 18 grudnia 1972 r. 

ArtykuJT 10 
Komisja Mieszana 

1 . Do spraw budowy i przebudowy mostu granicznego zostanie 
utworzona niemiecko-polska Komisja Mieszana. Sk/adaö siq ona 
bqdzie z przewodniczqcych obu delegacji oraz z czfonköw dele- 
gowanych na posiedzenia przez kazdq z Umawiajqcych siq Stron. 
Umawiajqce siq Strony poinformujq siq wzajemnie o wyznaczeniu 
przewodniczqcych delegacji do Komisji Mieszanej. Kazdy prze- 
wodniczqcy delegacji moze zworäc pod swym przewodnictwem 
posiedzenie Komisji, w porozumieniu z przewodniczqcym dele- 
gacji drugiej Umawiajqcej siq Strony. Posiedzenie takie musi 
odbyc siq w ciqgu jednego miesiqca od wystqpienia z wnioskiem 
o jego zwofanie. 

2. Zadaniem Komisji Mieszanej jest wyjasnianie podstawowych 
problemöw dotyczqcych budowy i przebudowy mostu graniczne- 
go jak röwniez przedstawianie Umawiajqcym siq Stronom zale- 
ceri, w szczegölnosci w sprawach: 

a) kons'trukcji i wymiaröw mostu granicznego, 

b) okreslenia zakresu wspölnych prac, 

c) sprawdzenia projektu budowlanego i propozycji zlecenia 
prac, 

d) osiqgniqcia wspölnego stanowiska odnosnie platnosci i wa- 
runköw plätnosci, 

e) odbioru obiektu budowlanego, 

f) podziaKu kosztöw budowy i przebudowy mostu granicznego, 

g) przekazania i przyjqcia obiektu budowlanego, 

h) interpretacji lub stosowania niniejszej Umowy w przypadkach 
sporöw. 

3. Kazda delegacja w Komisji Mieszanej moz zazqdac od 
wräsciwych wrädz administracyjnych drugiej Umawiajqcej siq 
Strony przedTozenia dokumentöw, ktöre uzna za niezbqdne do 
przygotowania decyzji Komisji. 

4. Kazda z Umawiajqcych siq Stron moze zapraszac ekspertöw 
na posiedzenia Komisji Mieszanej. 

5. Komisja Mieszana podejmuje decyzje we wzajemnym po- 
rozumieniu. 

Artykuf 11 

Ochrona danych osobowych 

Jesli na podstawie niniejszej Umowy, zgodnie z regulacjami 
prawa kazdej z Umawiajqcych siq Stron, przekazywane bqdq 
dane osobowe, obowiqzujq w odniesieniu do nich przy przestrze- 
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sem Abkommen unter Beachtung der für jeden Vertragsstaat 
geltenden Rechtsvorschriften. Die Anlage ist Bestandteil des Ab- 
kommens. 

Artikel 12 

Sonstige Bauvorhaben 

(1) Zur Schaffung der erforderlichen Leistungs- und Funktions- 
fähigkeit der Grenzabfertigung des Warenverkehrs (Ein-, Aus- 
und Durchfuhr von Waren einschließlich der Transportmittel) ist 
der Bau von Grenzabfertigungsanlagen (Gebäude, Parkplätze, 
sonstige Einrichtungen) erforderlich. Diese sollen im Hoheitsge- 
biet der Republik Polen errichtet werden. 

(2) Die Errichtung der Grenzabfertigungsanlagen und die damit 
zusammenhängenden Fragen werden von den Vertragsstaaten 
auf der Grundlage des Abkommens vom 29. Juli 1992 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über 
Erleichterungen der Grenzabfertigung gesondert geregelt. 

Artikel 13 

Meinungsverschiedenheiten 

Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung oder Anwen- 
dung dieses Abkommens sollen durch die zuständigen Behörden 
der Vertragsstaaten gelöst werden. Jeder Vertragsstaat kann zu 
diesem Zweck die Gemischte Kommission um Stellungnahme 
bitten. Ausnahmsweise kann der diplomatische Weg genutzt 
werden. 

Artikel 14 

Geltungsdauer und Abkommensänderungen 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
Es kann nur im gegenseitigen Einvernehmen zwischen den Ver- 
tragsstaaten geändert, ergänzt oder aufgehoben werden. 

(2) Ergeben sich bei der Durchführung des Abkommens erhebli- 
che Schwierigkeiten oder ändern sich die bei seinem Abschluß 
bestehenden Verhältnisse wesentlich, so werden die Vertrags- 
staaten auf Verlangen eines Vertragsstaats über eine Neurege- 
lung verhandeln. 

Artikel 15 
Inkrafttreten 

(1 ) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats 
nach Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. 


Geschehen zu Warschau am 20. März 1995 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und polnischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


ganiu przepisöw prawnych kazdej z Umawiaj^cych si$ Stron, 
ustalenia zawarte w ZaJ^czniku do tej Umowy. Zaf^cznik jest 
czgäci^ sk/adow^ niniejszej Umowy. 

Artykuf 12 

Pozostafe przedsiqwziqcia budowlane 

1. W celu uzyskania wymaganej wydajnosci oraz funkcjonal- 
noäci odpraw granicznych towaröw (wwöz, wywöz i przewozy 
towaröw tranzytem, J^cznie ze ärodkami transportu) wymagana 
jest budowa urzqdzen odprawy granicznej (budynki, parkingi i 
inne urz^dzenia). Powinny byc one zlokalizowane na terytorium 
Rzeczypospolitej Polskiej. 

2. Budowa urz^dzeri odprawy granicznej oraz problemy z niq 
zwiqzane b^dä uregulowane oddzielnie mi§dzy Umawiaj^cymi 
si$ Stronami na podstawie Umowy migdzy Republik^ Federalnq 
Niemiec a Rzecz^pospolit^ Polsk^ z dnia 29 lipca 1992 r. o 
ufätwieniach w odprawie granicznej. 

Artykuf 13 
Rozbieznosci 

Rozbieznoäci dotycz^ce interpretacji lub stosowania niniejszej 
Umowy powinny byc rozstrzygane przez wläSciwe wladze Uma- 
wiajqcych s \q Stron. Kazda z Umawiaj^cych si§ Stron moze 
zasi^gnqc opinii Komisji Mieszanej w tych sprawach. Wyjqtkowo 
moze byd wykorzystana droga dyplomatyczna. 

Artyku/ 14 

Okres obowiqzywania i zmiany Umowy 

1 . Niniejsza Umowa jest zawarta na czas nieokreälony. Moze 
byc ona zmieniona, uzupeJhiona aibo uchylona tylko za zgod$ 
Umawiajqcych siq Stron. 

2. Jezeli podczas realizacji Umowy ujawni^ si$ znaczne tru- 
dnoäci lub zmieni^ s\q zasadniczo warunki na jakich bylfa ona 
zawarta, to na z^danie jednej z Umawiaj^cych siq Stron, Strony 
podejmq negocjacje w sprawie ustalenia nowych uregulowart. 

Artyku/ 15 

Wejscie w zycie Umowy 

1. Umowa niniejsza podlega ratyfikacji; wymiana dokumentöw 
ratyfikacyjnych nastqpi tak szybko, jak b^dzie to tylko mozliwe w 
Bonn. 

2. Niniejsza Umowa wejdzie w zycie w pierwszym dniu drugiego 
miesiqca po wymianie dokumentöw ratyfikacyjnych. 


Sporzqdzono w Warszawie, dnia 20 marca 1995. w dwöch 
egzemplarzach, kazdy w j^zyku niemieckim i polskim, przy czym 
obydwa teksty posiadajq jednakowq moc. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
W imieniu Republiki Federalnej Niemiec 
J. Bauch 

Matthias Wissmann 

Für die Republik Polen 
W imieniu Rzeczypospolitej Polskiej 
Liberadzki 
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Anlage 

zum Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 
über den Autobahnzusammenschluß 
sowie über den Bau und den Umbau einer Grenzbrücke 
im Raum Forst und Erlenholz (Olszyna) 

Zafqcznik 
do Umowy 

miqdzy Republik^ Federalnq Niemiec 
a Rzeczqpospolitq Polskq 
o polqczeniu autostrad 

oraz o budowie i przebudowie mostu granicznego 
w rejonie Forstu i Olszyny 


Datenschutz 

1. Die Nutzung der Daten durch den Empfänger ist nur zu dem 
angegebenen Zweck und zu den durch den übermittelnden 
Vertragsstaat vorgeschriebenen Bedingungen zulässig. 

2. Der Empfänger unterrichtet den übermittelnden Vertragsstaat 
auf Ersuchen über die Verwendung der übermittelten Daten 
und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

3. Personenbezogene Daten dürfen ausschließlich an die zu- 
ständigen Stellen übermittelt werden. Die weitere Übermitt- 
lung an andere Stellen darf nur mit vorheriger Zustimmung der 
übermittelnden Stelle erfolgen. 

4. Der übermittelnde Vertragsstaat ist verpflichtet, auf die Rich- 
tigkeit der zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlich- 
keit und Verhältnismäßigkeit in bezug auf den mit der Über- 
mittlung verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem 
Recht des jeweiligen Vertragsstaats geltenden Übermittlungs- 
verbote zu beachten. Erweist sich, daß unrichtige oder Daten, 
die nicht übermittelt werden durften, übermittelt worden sind, 
so ist dies dem Empfänger unverzüglich mitzuteilen. Er ist 
verpflichtet, die Berichtigung oder Vernichtung vorzuneh- 
men. 

5. Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
vorhandenen Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung 
zur Auskunftserteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung 
ergibt, daß das öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu 
erteilen, das Interesse des Betroffenen an der Auskunftsertei- 
lung überwiegt. Im übrigen richtet sich das Recht des Betrof- 
fenen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten Auskunft 
zu erhalten, nach dem Recht des Vertragsstaats, in dessen 
Hoheitsgebiet die Auskunft beantragt wird. 

6. Wird jemand infolge von Übermittlungen im Rahmen des 
Datenaustausches nach diesem Abkommen rechtswidrig ge- 
schädigt, haftet ihm hierfür die empfangende Seite nach Maß- 
gabe des für sie geltenden Rechts. Sie kann sich im Verhältnis 
zum Geschädigten zu ihrer Entlastung nicht darauf berufen, 
daß der Schaden durch die übermittelnde Seite verursacht 
worden ist. 

7. Der übermittelnde Vertragsstaat weist bei der Übermittlung auf 
die nach seinem Recht geltenden Löschungsfristen hin. Unab- 
hängig von diesen Fristen sind die übermittelten personenbe- 
zogenen Daten zu löschen, sobald sie für den Zweck, für den 
sie übermittelt worden sind, nicht mehr erforderlich sind. 

8. Die Vertragsstaaten sind verpflichtet, die Übermittlung und 
den Empfang von personenbezogenen Daten aktenkundig zu 
machen. 

9. Die Vertragsstaaten sind verpflichtet, die übermittelten perso- 
nenbezogenen Daten wirksam gegen unbefugten Zugang, 
unbefugte Veränderung und unbefugte Bekanntgabe zu 
schützen. 


Ochrona danych osobowych 

1 . Wykorzystanie danych przez odbiorcq dopuszczalne jest jedy- 

nie w podanym celu oraz przy zachowaniu warunköw okreslo- 
nych przez tQ z Umawiajäcych si^ Stron, ktöra dane te prze- 
kazuje. « 

2. Na prosbQ odbiorca informuje Umawiajäca si§ Stronq, ktöra 
przekazuje dane, o sposobie ich wykorzystania oraz o 
osiägniQtych dziQki temu rezultatach. 

3. Dane osobowe mog^ byö przekazywane wyläcznie tym jed- 
nostkom, ktöre sq upowaznione do ich odbioru. Dalsze prze- 
kazywanie danych innym jednostkom moze nast^pic jedynie 
po uprzednim wyrazeniu zgody przez jednostkq przekazuj^cq 
dane. 

4. Umawiaj^ca si$ Strona przekazujqca dane zobowi^zana jest 
do zwröcenia uwagi na ich prawidlbwosc oraz potrzebQ ich 
dostarczenia z uwzglQdnieniem celu, ktöremu ma sltizyc prze- 
kazanie tych danych. Nalezy przy tym przestrzegaö obowiqzu- 
jqcych zakazöw przekazywania danych wedfug prawa kazdej 
z Umawiaj^cych s\q Stron. Jesli okaze s\q, ze przekazano 
dane nieprawidfowe albo dane, ktörych nie wolno bylö przeka- 
zaö nalezy powiadomic o tym niezwtocznie odbiorc§. Zobo- 
wi^zany on jest do poprawienia albo zniszczenia danych. 

5. Na wniosek zainteresowanego nalezy poinformowac go o 
istniej^cych danych, ktöre dotyczq jego osoby oraz o za- 
mierzonym celu ich wykorzystania. Obowi^zek informowania 
nie istnieje, jesli okaze siq, ze w przypadku nie udzielenia 
informacji interes publiczny przewaza nad interesem osoby, 
ktörej udzielonoby informacji. Poza tym prawo zainteresowa- 
nego do otrzymania informacji o istniej^cych danych dotycz^- 
cych jego osoby respektowane jest wedKug prawa tej Uma- 
wiajäcej si§ Strony, na ktörej terytorium zlbzono wniosek o 
udzielenie informacji. 

6. Jesli ktos poniesie szkody wskutek sprzecznego z prawem 
rozpowszechniania informacji pozyskanych w ramach wy- 
miany danych wedltig niniejszej Umowy, odpowiedzialnosc 
wobec niego spoczywa na Stronie odbierajqcej dane zgodnie 
z obowi^zuj^cym j $ prawem. Dia oczyszczenia siQ z zarzutöw 
nie moze ona w stosunku do poszkodowanego powofywac si§ 
na to, ze szkoda spowodowana zostafä przez Stronq przekaz- 
Uj^cä dane. 

7. Umawiaj^ca s\q Strona, ktöra przekazuje dane, informuje przy 
przekazywaniu o terminach ich likwidacji obowiäzujäcych we- 
dllig jej prawa. Niezaleznie od tych terminöw, nalezy zlikwido- 
wac przekazane dane osobowe w przypadku, jezeli dla tego 
celu, dla ktörego zostafy przekazane, nie sq juz wymagane. 

8. Umawiajqce siQ Strony s$ zobowi^zane do udokumentowania 
w aktach faktu przekazania i odbioru danych osobowych. 

9. Umawiaj^ce s\q Strony sq zobowiqzane do skutecznego chro- 
nienia przekazanych danych osobowych przed nieupowaz- 

.nionym dostqpem, nieupowaznion^ zmianq i nieupowaz- 
nionym podaniem do wiadomosci. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/2688 


Protokoll 

Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Polen 

haben anläßlich der Unterzeichnung des Abkommens zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über den 
Autobahnzusammenschluß sowie über den Bau und den Umbau 
einer Grenzbrücke im Raum Forst und Erlenholz (Olszyna) Nach- 
stehendes vereinbart, das Bestandteil des Abkommens ist: 

1 . Um im Interesse einer baldigen Verbesserung der Verkehrs- 
beziehungen eine frühestmögliche Inbetriebnahme der Grenz- 
brücke sicherzustellen, wird nach Unterzeichnung des Abkom- 
mens und damit noch vor seinem Inkrafttreten mit den Bauar- 
beiten begonnen. 

2. Über die zum Vorstehenden zu treffenden Maßnahmen wer- 
den die Regierungen der Vertragsstaaten sich jeweils recht- 
zeitig verständigen; diese Verständigung wird in gutem nach- 
barschaftlichem Geist und im Rahmen der gemeinsamen Ver- 
kehrsplanung vor sich gehen. 


Geschehen zu Warschau am 20. März 1995 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und polnischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


Protoköi' 

Republika Federalna Niemiec 


Rzeczpospolita Polska 

przy okazji podpisania Umowy mi^dzy Republik^ Federalnq 
Niemiec a Rzeczqpospolitq Polsk^ o poKqczeniu autostrad oraz o 
budowie i przebudowie mostu granicznego w rejonie Forstu i 
Olszyny przyjqiy nast^puj^ce uzgodnienia, ktöre stanowiq integ- 
ralnq czqsc tej Umowy: 

1 . W celu mozliwie najszybszego oddania do eksploatacji mostu 
granicznego i dla poprawy warunköw komunikacyjnych 
miqdzy Republik^ Federalnq Niemiec a Rzecz^pospolitq 
Polsk^ prace budowlane zostanq rozpoczqte po podpisaniu 
Umowy, to znaczy jeszcze przed jej wejsciem w zycie. 

2. Rzqdy Umawiaj^cych siQ Stron bed 3 porozumiewafy si$ we 
wKasciwym czasie co do dziatäh zwi^zanych z realizacj^ 
przedsi^wziqc, uzgodnienia takie b^dq podejmowane w 
duchu dobrosqsiedztwa i w ramach wspölnych planöw komu- 
nikacyjnych. 


Sporzqdzono w Warszawie dnia 20 marca 1995 r. w dwöch 
egzemplarzach, kazdy w jqzyku niemieckim i polskim, przy czym 
oba teksty maj^ jednakowq moc. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
W imieniu Republiki Federalnej Niemiec 
J. Bauch 

Matthias Wissmann 

Für die Republik Polen 
W imieniu Rzeczypospolitej Polskiej 
Liberadzki 
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Drucksache 13/2688 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Denkschrift zum Abkommen 

I. Allgemeines 

Am 20. März 1995 ist das Abkommen zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Republik Polen über den 
Autobahnzusammenschluß sowie über den Bau und den 
Umbau einer Grenzbrücke im Raum Forst und Erlenholz 
(Olszyna) in Warschau unterzeichnet worden. Die damit 
angestrebte weitere Verbesserung des Straßenverkehrs 
zwischen den beiden Staaten geschieht in Übereinstim- 
mung mit dem Vertrag vom 17. Juni 1991 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über 
gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammen- 
arbeit. Durch den Bau und Umbau der grenzüberschreiten- 
den Autobahnbrücke über die Neiße sollen die Bundes- 
autobahn A 15 in Richtung Osten und die polnische Auto- 
bahn A 12 in Richtung Westen im Raum Forst und Erlen- 
holz zusammengeschlossen werden. Die Bauarbeiten für 
die Grenzbrücke sollen 1998 abgeschlossen werden. 


II. Besonderes 

1. Zum Abkommen 

Artikel 1 regelt den Gegenstand des Abkommens: Bau und 
Umbau einer Grenzbrücke über die Neiße im Zuge der 
Bundesautobahn A 15. 

Artikel 2 weist die Ausführung der für den Bau und Umbau 
der Grenzbrücke notwendigen Arbeiten der Republik Polen 
zu. 

Artikel 3 verpflichtet die Vertragsstaaten zum rechtzeitigen 
Grunderwerb auf ihrem Hoheitsgebiet. 

Artikel 4 sieht die Abnahme der Grenzbrücke durch die 
zuständigen Verwaltungen der Vertragsstaaten vor; es gilt 
das bei öffentlichen Bauaufträgen angewendete polnische 
Recht. 

Artikel 5 bestimmt, daß für die Erhaltung der Grenzbrücke 
eine gesonderte Regelung getroffen wird; nach Nummer 2 
Buchstabe f der Anlage zum Abkommen vom 20. März 
1995 über die Erhaltung der Grenzbrücken im Zuge der 
deutschen Bundesfemstra ßen und der polnischen Lan- 
desstraßen an der deutsch-polnischen Grenze obliegt die 
Erhaltung dieser Grenzbrücke der Republik Polen auf dem 
Hoheitsgebiet beider Vertragsstaaten. 

Artikel 6 teilt die Kosten für den Bau und Umbau der 
Grenzbrücke nach dem Territorialprinzip: Jeder Vertrags- 
staat trägt die Kosten, soweit das Bauwerk auf seinem 
Hoheitsgebiet liegt. Bei der Aufteilung der Kosten bleibt die 
polnische Waren- und Dienstleistungssteuer unberück- 
sichtigt; diese wird allein von der Republik Polen getra- 
gen. 

Artikel 7 legt die Erstattung des von der Bundesrepublik 
Deutschland zu tragenden Anteils der Zahlungen fest, die 


die Republik Polen an die Auftragnehmer leistet, und regelt 
das Verfahren. 

Artikel 8 bestimmt, unter welchen Voraussetzungen die 
beim Bau und Umbau der Grenzbrücke Beschäftigten der 
Vertragsstaaten oder die sonst beteiligten Staatsangehöri- 
gen der Vertragsstaaten sowie der für Polen visafreien 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union die Grenze über- 
schreiten und sich auf der Baustelle aufhalten dürfen. 

Artikel 9 beruht auf der Erwägung und der praktischen 
Erfahrung, daß es am einfachsten und zweckmäßigsten 
ist, wenn das Besteuerungsrecht eines Vertragsstaats, 
möglichst des planenden und bauausführenden Vertrags- 
staats, im gesamten Baustellenbereich auf dem Hoheits- 
gebiet beider Vertragsstaaten zur Anwendung kommt. 
Durch Artikel 9 wird ferner gewährleistet, daß zum Zwecke 
der Errichtung des Bauwerks ein weitgehend ungehinder- 
ter Warenverkehr stattfindet. 

Artikel 10 sieht die Bildung einer deutsch-polnischen Ge- 
mischten Kommission vor, die beim Bau und Umbau der 
Grenzbrücke anfallende bautechnische Fragen einver- 
nehmlich klären und bestimmte nach dem Abkommen 
notwendige Maßnahmen und Entscheidungen vorbereiten 
soll. 

Artikel 1 1 stellt sicher, daß der Datenschutz unter Beach- 
tung der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechtsvor- 
schriften gewährleistet wird, sofern aufgrund dieses Ab- 
kommens nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts 
personenbezogene Daten übermittelt werden. 

Artikel 12 sieht vor, daß über den Bau von Grenzabferti- 
gungsanlagen auf der Grundlage des Abkommens vom 
29. Juli 1992 über Erleichterungen der Grenzabfertigung 
eine gesonderte Vereinbarung geschlossen wird. 

Artikel 13 regelt das Verfahren bei Meinungsverschieden- 
heiten. 

Artikel 14 regelt die Geltungsdauer und legt fest, wann 
eine Änderung des Abkommens in Betracht kommen 
kann. 

Artikel 15 legt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Abkom- 
mens nach Austausch der Ratifikationsurkunden fest. 

2. Zur Anlage 

Die Anlage enthält detaillierte Regelungen zu dem nach 
Artikel 1 1 zu gewährleistenden Datenschutz. 

3. Zum Protokoll 

Nummer 1 sieht vor, daß mit den Bauarbeiten bereits nach 
Unterzeichnung des Abkommens begonnen werden soll. 

Nummer 2 enthält die Versicherung gegenseitiger Ver- 
ständigung über die in gutem nachbarschaftlichen Geist zu 
treffenden Maßnahmen. 
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